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A N A  L  V  S E N

Zur Messung wirtschaftlicher Erfolge der EW G 
als Zollunion
Dr. H artm ut jBerg, Hamburg

Gem essen am hohen Ansprudi einer W i r t ­
s c h a f t s u n i o n  mögen die bisherigen Erfolge 

der EWG recht kärglich anmuten. Konjunktur- und 
W achstum spolitik werden nach wie vor von den Re­
gierungen und Notenbanken der Einzelstaaten betrie­
ben. Einer gem einsamen Verkehrspolitik m angelt es 
zw ar nicht an ausgereiften Konzeptionen, wohl aber an 
ih rer zielstrebigen Realisierung. Auch im Bereich der 
W ettbew erbs- und Steuerpolitik muß die notwendige 
A npassung des nationalen Redits und seiner Hand­
habung an die Erfordernisse eines gemeinsamen M ark­
tes erst nodi vollzogen werden. Ergebnisse von Ge­
w id it erbringen gegenwärtig nur die Verhandlungen 
über den gem einsamen Agrarmarkt. Allein: es sdieint, 
daß die h ier ausgehandelten Kompromisse in weiten 
K reisen eher mit Skepsis denn mit ungetrübtem  Beifall 
aufgenom m en werden.

Kurz: Die Verwirklidiung der W irtsdiaftsunion kann 
gegenw ärtig  kaum  mehr als ein Fernziel sein. Dennodi 
bes teh t kein  Anlaß zur Resignation. All denen, die der 
Gefahr zu erliegen drohen, einer gewissen In tegra­
tionsverdrossenheit anheimzufallen, bleibt ein Trost: 
als Z o l l u n i o n  ist die EWG heute weitgehend 
Realität.

Seit dem Inkrafttreten des Vertrages von Rom am 
1.1.1958 sind die damals bestehenden mengenmäßigen 
Beschränkungen nahezu vollständig abgebaut, die 
Zölle zw isdien den Mitgliedstaaten aditm al gesenkt 
w orden. Zwar ist die Beseitigung der im gewerblichen 
W arenverkehr nodi bestehenden Binnenzölle in Höhe 
von 20 “/o der Ausgangssätze von 1957 ' erst zum 
1.7.1968 vorgesehen, aber; zum einen sind stärkere 
incentives von den letzten nodi ausstehenden Zoll­
senkungen wohl kaum mehr zu erwarten, da diese 
zum indest zum Teil in den Dispositionen der U nter­
nehm er antizipiert worden sein dürften; zum anderen 
ist unbestritten, daß der austausdihemmende Effekt 
der gegenw ärtig nodi bestehenden Binnenzölle un- 
g le id i geringer w iegt als der jener W ettbew erbsver­
zerrungen, die aus Unterschieden etwa in der W ett­
bewerbs-, der Steuer-, Verkehrs- und Sozialpolitik re­
sultieren.

Ist der freie Austausch von gewerbliciien W aren inner­
halb des Integrationsraumes somit w eitgehend ver­
wirklicht, so besteht eine gemeinsame Handelspolitik 
der Gemeinschaft gegenüber Drittländern erst in A n­

sätzen. Eine von allen M itgliedern akzeptierte handels­
politische Konzeption steht nodi aus. Soviel ist sidier: 
sie wird sidi als Kompromiß zwisdien jenen beiden 
„reinen" Ordnungsprinzipien des internationalen Han­
dels darstellen, die sich durdi die Maxime „Autarkie 
soweit wie möglich, Freihandel soweit wie nötig" und 
deren Umkehrung kennzeichnen lassen. Indes: das 
Mischungsverhältnis, das beide Extreme in der künfti­
gen Handelspolitik der EWG eingehen werden, scheint 
uns gegenwärtig unbestimmter, eine Prognose der 
künftigen Entwicklung damit schwieriger denn je. Eben 
auf dieses Mischungsverhältnis aber kommt es an.

Immerhin ist am 1. 1. 1961 die erste, am 1.7.1963 die 
zweite Angleichung der nationalen Zollsätze an den 
gemeinsamen Außenzoll erfolgt, die sich damit zu 
60 Vo seiner endgültig vorgesehenen Höhe genähert 
haben. Damit hat die Verwirklichung der Zollunion 
auch nach außen die Datenkonstellation der A usgangs­
lage hinreidiend genug verändert, um die Fragestel­
lung des vorliegenden Beitrages zu rechtfertigen.

Diese Fragestellung lautet: wie hoch sind die W ohl­
standsgewinne, die den bisher durchgeführten Maß­
nahmen zur Errichtung einer Zollunion als wirtschaft­
licher Integrationserfolg zugemessen w erden können? 
Oder, in anderer Formulierung: W ie steht es um das 
Verhältnis zwischen den volkswirtschaftlichen Kosten 
und den volkswirtsdiaftlichen Erträgen des im Rahmen 
der EWG eingeleiteten Integrationsprozesses?

Die damit umrissene Problemstellung bedarf allerdings 
in dreifacher W eise einer einengenden Interpretation, 
wenn sie sich auch nur in Ansätzen als lösbar erwei­
sen soll.

Zum ersten; Zur Diskussion stehen allein die w i r t ­
s c h a f t l i c h e n  Erfolge der EWG. Kriterium zur 
Beurteilung der Integrationseffekte ist somit das im 
Art. 2 des EWG-Vertrages fixierte wirtscfaaftspolitische 
Ziel einer möglichst raschen Zunahme des realen Pro- 
Kopf-Einkommens im Integrationsraum  unter W ahrung 
der Nebenziele Vollbeschäftigung, Preisniveaustabili­
tä t und Zahlungsbilanzgleichgewicht. Offen bleibt da­
gegen die Frage, wie weit eine fortsdireitende w irt­
schaftliche Integration zugleich auch eine Annäherung 
an jenes übergeordnete p o l i t i s c h e  Ziel der EWG 
bewirkt, das gemäß der Präambel zum EWG-Vertrag
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darin besteht, „die Grundlagen für einen immer feste­
ren Zusammensdiluß der europäischen Völker zu 
schaffen".

Zum zweiten: A lle Versuche, Aufschlüsse über die 
bislang eingetretenen Integrationswirkungen zu ge­
winnen, müssen zum gegenwärtigen Zeitpunkt not­
wendigerweise den Charakter von Zwischenbilanzen 
aufweisen — von Zwischenbilanzen, die sich in ihren 
Ergebnissen von denen späterer Zeitpunkte möglicher­
weise erheblich unterscheiden. Mit anderen W orten: 
ob der Integrationsprozeß den Scheitelpunkt seiner 
Dynamik bereits überschritten hat, oder ob die bisher 
realisierten Integrationsgewinne in langfristiger Sicht 
den Charakter vergleichsweise unbedeutender An­
fangserfolge annehmen w erden — Fragen w ie diese 
lassen sich mit Hilfe einer solchen Zwischenbilanz 
kaum beantworten.

Zum dritten: Da Gegenstand der Analyse allein die 
EWG als Z o l l u n i o n  sein soll, scheint es zweck­
mäßig, bei der Suche nach Integrationseffekten vor 
allem den industriellen Sektor ins Auge zu fassen. 
Denn: Konstruktion und Funktionsweise des gemein­
samen Agrarm arktes der EWG lassen sich unter den 
Begriff der Zollunion kaum noch subsumieren. Und 
was den Beitrag des Dienstleistungsbereiches zum 
Bruttoinlandsprodukt der Gemeinschaft anbetrifft, so 
liegt dieser zwar mit 45,9 °/o (1964) noch über dem der 
Industrie (45,5 “/o) — aber: zum einen ist die im V er­
trag vorgesehene Freizügigkeit des Dienstleistungs­
verkehrs erst in Ansätzen verwirklicht, zum anderen 
ist der zwischenstaatliche Austausch von Dienstleistun­
gen im Vergleich zum W arenhandel von nur unter­
geordneter Bedeutung. Relativ gering dürften damit 
auch die W irkungen sein, die mit einem Abbau der 
austauschhemmenden Vorschriften im Dienstleistungs­
bereich verbunden sind.

Es verbleibt somit der industrielle Sektor als jener 
Bereich, in dem nicht nur die Voraussetzungen für die 
Bildung einer Zollunion am günstigsten und damit die 
Erfolgsaussichten eines solchen Zusammenschlusses am 
größten waren, sondern in dem auch der Integrations­
prozeß gegenwärtig am weitesten fortgeschritten, eine 
Beurteilung seiner Auswirkungen somit am ehesten 
möglich ist.

EWG-ERFOIGE IM WIDERSTREIT DER MEINUNGEN

W er glaubt, nach mehr als achtjährigem Bestehen der 
EWG habe sich so etwas wie eine „herrschende Mei­
nung" über die wirtschaftlichen Erfolge und Mißerfolge 
dieses Integrationsprozesses herausgebildet, sieht sich 
bei der Durchsicht des einschlägigen Schrifttums bald 
eines Besseren belehrt. Von einer Einmütigkeit der 
Auffassungen kann nicht die Rede sein. Sehen die 
einen in der EWG eine A rt Zaubertrank, der w irt­
schaftliche Gebrechen aller A rt flugs zu kurieren ver­
mag, so ist dieselbe EWG für andere die verhängnis­

volle Ausgeburt eines übersteigerten Dirigismus.') 
Aber selbst wenn man solche Extreme als nicht mehr 
recht ernst zu nehmen ausscheidet, stößt sich Kontro­
verses noch hart genug im Raum.

So lassen sich zahlreiche Äußerungen der EWG-Kom­
mission kaum anders verstehen, denn als Behauptung, 
entscheidende Ursache des im Vergleich mit Groß­
britannien, der EFTA insgesamt und den USA rasche­
ren Wachstums des Sozialproduktes der Gemeinschaft 
sei der hier erfolgreich eingeleitete Integrationspro­
zeß. *) Diese sehr hohe Einschätzung der Integrations­
erfolge wurde von der W irtschaftspresse zumindest zu 
jener Zeit bereitwillig übernommen, in der sich der 
Integrationsprozeß gleichsam lawinenartig zu be­
schleunigen und auszuweiten schien. Inzwischen ist 
die Euphorie der beginnenden sechziger Jah re einer 
Ernüchterung gewichen — einer Ernüchterung, in der 
man dazu neigt, die künftig zu erwartenden, aber 
auch die bereits realisierten Integrationserfolge zu­
rückhaltender einzuschätzen.

Im Streit um das Für und W ider eines Beitritts Groß­
britanniens zur EWG hatten bereits einige englische 
Ökonomen aus ihrer Geringschätzung der EWG-Erfolge 
keinen Hehl gemacht. ’) Ihre Lesart der Dinge lautete 
etwa: die im Vergleich zur eigenen Volkswirtschaft 
raschere Zunahme von Einkommen, Produktion und 
Handelsvolumen der Länder d er Gemeinschaft sei 
weniger das Ergebnis des hier eingeleiteten Integra­
tionsprozesses als vielmehr das Resultat eines glück­
lichen Zusammentreffens von wachstumsfördernden 
Faktoren, die als w eitgehend integrationsunabhängig 
angesehen werden könnten.

Von dieser These ist es nur ein Schritt zu der in 
der deutschen Diskussion dieses Themas zu findenden 
Behauptung ‘), bei den vermeintlichen Erfolgen der 
EWG handele es sich um kaum mehr als einen „My­
thos", dessen wohl gutgläubigen, aber unwissenden 
Begründern Ursache und W irkung durcheinanderge­
raten sei: denn Ursache der relativ hohen durch­
schnittlichen W achstumsraten der EWG-Länder sei vor 
allem die W achstumsstärke Italiens und der Bundes­
republik. Das rasche wirtschaftliche Wachstum dieser 
Volkswirtsdiaften sei aber nicht durch die EWG be­
dingt. Es beruhe vielmehr auf „länderspezifischen"

1) A ls Beleg der e rstgenann ten  These mag erw ähnt •werden D. 
S t o l z e :  Die d ritte  W eltm acht — Industrie  und  W irtschaft 
bauen ein neues Europa, 2. Aufl. München 1963. Den le tz tgenann­
ten  Standpunkt v e rtra t beisp ielsw eise  R ö p k e ;  s. etw a W. 
R ö p k e :  G em einsam er M arkt und Freihandelszone. In ; Ordo, 
Bd. X (1958), S. 31 ff,
2) Vgl, dazu e tw a d ie  E rläuterungen P räsiden t H a l l s t e i n s  
zum „Siebten G esam tbericht über d ie  T ätigkeit der Gem einschaft“ 
v o r dem Europäischen Parlam ent in StraBburg, abgedruckt in ; 
Europäisdies Parlam ent, Sitzungsberichte 1964/65, D okum ent 19 v, 
19. 6, 1964,
3) Siehe dazu etw a A, L a m f a l u s s y :  Europe's Progress: due 
to  Common M arket? In ; Lloyds Bank Review, O ct. 1961; C. 
C l a r k  ; B ritish T rade in  the  Common M arket, London 1962, vor 
allem  S. 18 ff: sowie L. M a j o r :  The Common M arket: Produc­
tion  and Trade, In ; N ational Institu te  Economic Review , A ugust 
1962, S, 28 ff,
<) Siehe dazu; Gibt es schon einen  .EW G-M ythos"? In ; ifo- 
Schnelldienst, W ochenbericht des ifo-Institu ts München, Nr, 21 v,
24. 5, 1963,
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struk tu rellen  und konjunkturellen Entwicklungsfakto­
ren. „Es kann . . .  nicht die Rede davon sein, in erster 
Linie sei es die EWG-Gründung gewesen, die das 
starke W adistum  'der' EWG-Länder 'hervorgerufen' 
habe, vielm ehr w ar umgekehrt die W adistum skraft 
d e r  größten EWG-Länder der Hauptfaktor, der den 
EW G-Durdisdinitt anderer Länder angehoben hat.“ *)

W o liegen die Ursadien so divergierender Bewertun­
gen der w irtsdiaftlidien Erfolge der EWG, w ie sie 
e tw a in den Verlautbarungen der EWG-Kommission 
und diesem Zitat zum Ausdrude kommen? Das offen­
kundige Unvermögen, hier zu einem allgemein akzep­
tie rten  U rteil zu gelangen, sdieint uns vor allem zwei 
U rsadien zu haben:
1. M ängel des gegenwärtig verfügbaren theoretisdien 
Instrum entarium s zur Messung der W ohlstandseffekte 
von Zollunionen,

2. Sdiw ierigkeiten, die sidi ergeben, wenn dieses In­
strum entarium  auf den konkreten Fall, hier: auf die 
EWG, angew endet wird.

M ängel des theoretisdien Instrumentariums . . .

Zu 1: Überspitzt formuliert, ist die moderne Theorie 
d e r  Zollunion in ihren Ergebnissen, sofern sie stati- 
sd ien  C harakter aufweist, über R i c a r d o ,  sofern 
sie  dynam isdie Ansätze entwidcelt hat, über Adam 
S m i t h  kaum  allzu w eit hinausgelangt.

Für d ie  s t a t i s c h  angelegte Integrationstheorie ist 
allein  der A l l o k a t i o n s e f f e k t  einer Zollunion 
von Interesse. In komparativ-statisdier A nalyse ver- 
g le id it sie das Gleidigewidit vor Bildung der Zoll­
union m it dem neuen, sidi nadi Absdiluß des Inte­
grationsprozesses einstellenden, Gleidigewiditszustand. 
Dabei w ird unterstellt, daß der Integrationsprozeß den 
gesam ten w irtsdiaftlidien Datenkranz nidit verändert: 
Produktionstedinik, Kapitalstodc, Einkommensvertei­
lung, Besdiäftigungsgrad (VoIIbesdiäftigung) und 
M arktform  (vollständige Konkurrenz) werden also als 
konstant, die Anpassungsgesdiwindigkeit als unend- 
lid i groß, die Anpassungskosten als Null angenommen.

Das Ergebnis der Analyse: ein Abbau der Handels­
hem m nisse innerhalb der Zollunion ermöglidit hier 
regional begrenzten Freihandel, der den W ohlstand 
d er Unionsmitglieder erhöht. Dabei lassen sidi drei 
Stufen w adisender w irtsdiaftlidier V erfleditung un- 
tersdieiden: ®)
O  Die „Optimierung des Handels": bei vollständiger, 

also audi nationaler Immobilität der Faktoren, 
aber vollständiger Mobilität der Güter bew irkt 
d e r Freihandel, daß sidi Preise und Grenznutzen 
aller ausgetausditen Güter im Integrationsraum 
einander angleidien. Die dadurdi ausgelöste Neu-

5) Ebenda.
«) V gl. dazu J . E. M e a d e ; The T heory  of Custom s Unions, 
A m sterdam  1955; sow ie  H. J ü r g e n s e n :  A rt. Zollunionen. In: 
H andw örte rbu th  der Sozialw issensdiaften, Ed. 12, S tu ttgart — Tü­
b ingen  — G attingen  1965, S. 462 ff.

Verteilung der Nadifrage erhöht den durdi die ver­
fügbare Gütermenge gestifteten Gesamtnutzen: 
bei gleidibleibendem Produktionsausstoß und un­
verändertem Faktoreinsatz nimmt der W ohlstand 
zu.

□  Sind die Faktoren zwar national völlig mobil, zwi­
sdien den Integrationspartnern aber nodi vollstän­
dig unbeweglidi, so führt die mit Freihandel gleidi- 
gesetzte völlige M obilität der Güter über die An- 
gleidiung der Preise hinaus durdi Umgruppieren 
der Produktionsfaktoren i n n e r h a l b  der betei­
ligten Länder audi zur Angleidiung der nationalen 
Grenzkosten für jedes erzeugte Gut. Die damit für 
jedes einzelne Land verw irklidite optimale Arbeits­
teilung bewirkt für die Zollunion als Ganzes eine 
» r e l a t i v e  M a x i m i e r u n g  d e r  P r o d u k ­
t i o n . "

□  Kommt es sdiließlidi auf Grund uneingesdiränkter 
M obilität von Gütern u n d  Faktoren nicht nur 
innerhalb, sondern auch z w i s c h e n  den M it­
gliedsländern zum Ausgleidi der Faktorprodukti­
vitäten, ist die letzte Stufe, die der „ a b s o l u ­
t e n  M a x i m i e r u n g  d e r  P r o d u k t i o n “ 
erreidit.

W as uns hier im Gewände der paretianisdien W ohl­
fahrtsökonomik entgegentritt, ist offensiditlidi kaum 
viel mehr als die ehrwürdige „Theorie der kom para­
tiven Kosten“ R i c a r d o s ,  angewandt auf den Spezi­
alfall eines nidit weltweiten, sondern regional be­
grenzten Freihandels. Daraus folgt: Eine Theorie der 
Zollunion kann sidi im Gegensatz zu den, einen un- 
eingesdiränkten Freihandel postulierenden, Klassikern 
nidit darin ersdiöpfen, die eben skizzierten ,  A u f - 
S c h l i e ß u n g s e f f e k t e “ (J. V i n e r )  regional 
begrenzten Freihandels zu analysieren. Sie muß viel­
mehr auch jene Effekte berüdcsiditigen, die aus der 
Anwendung gemeinsamer Handelsvorsdiriften und 
eines gemeinsamen Außenzolltarifs der Unionsmit­
glieder gegenüber dritten Ländern herrühren.

W ohlstandsmindernd werden diese „ A b s c h l i e -  
ß u n g s e f f e k t e "  (J. V i n e r )  einer Zollunion im­
m er dann wirken, wenn A nbieter aus Drittländern, 
die mit vergleichsweise niedrigeren Kosten produ­
zieren als ihre Konkurrenten im Integrationsraum 
allein wegen des Außenzolls im früheren Importland 
nidit mehr konkurrenzfähig sind. Die Absdiließungs- 
effekte einer Zollunion kommen also darin zum Aus­
drude, daß sidi Produktionen zu Standorten geringe­
rer Produktivität verlagern.

Die mangelnde Realitätsnähe ihrer Prämissen läßt 
die statisdie Integrationstheorie zu einem wenig lei­
stungsfähigen Instrument werden, wenn es gilt, die 
Auswirkungen realer Integrationsprozesse zu beur­
teilen. Dieses Versagen braudit indessen n id it über­
mäßig bedauert zu werden. Denn selbst wenn es der 
statisdien Theorie der Zollunion gelingen würde, das 
V orherrsdien unvollständiger Konkurrenz, das Aus­
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einanderfallen von privaten und sozialen Kosten und 
Erträgen sowie die sich aus einer untersdiiedlidien 
Wettbewerbs-, Konjunktur- und Redistributionspoli- 
tik  der Unionsmitglieder ergebenden „Verzerrungen" 
stärker als bisher zu berücksichtigen, so muß ihr In­
teresse noch zwangsläufig auf die Analyse der Allo- 
kationsefiekte der Integration beschränkt bleiben, 
auf das Problem also, wie die Effizienz des Einsatzes 
gegebener Faktormengen durch die Errichtung einer 
Zollunion beeinflußt wird.

Die W irksamkeit des technischen Fortschritts in all 
seinen Erscheinungsformen wird von dieser Theorie 
somit nicht erfaßt, kann von ihr auf Grund ihrer sta­
tischen Fragestellung auch nicht erfaßt werden. Das 
heißt: selbst wenn ihre Ergebnisse dem Kriterium der 
Richtigkeit genügen würden, so würden sie doch an 
der zweiten an eine leistungsfähige Theorie zu stel­
lenden Forderung scheitern: an der der Relevanz ihrer 
Aussagen. Denn eben der technische Fortschritt, ver­
standen als Steigerung der Q ualität der Produktions­
faktoren und ihres wirksameren Einsatzes im Produk­
tionsprozeß, bestimmt allem Anschein nach in ent­
scheidendem Ausmaß die Höhe des wirtschaftlichen 
Wachstums d er hochentwickelten Industrieländer.

Hohes wirtschaftliches Wachstum ist auch das w irt­
schaftliche Hauptziel der EWG. Um zu prüfen, wieweit 
d ie zur Verwirklichung dieses Zieles im Vertrag vor­
gesehenen und bereits durchgeführten Maßnahmen 
sich als wirksam erwiesen haben, bedarf es also einer 
Theorie, die die W a c h s t u m s e f f e k t e  von Zoll­
unionen zu erfassen vermag.

Die Frage lautet somit nicht: Welche Unterschiede be­
stehen zwischen dem neuen Gleichgewichtszustand 
nach Vollendung der Zollunion und dem alten Gleich­
gewicht der Ausgangslage? Zu fragen ist vielmehr: 
W ie beeinflußt die Integration den Wachstumsprozeß? 
Genauer: W ie w irkt der Zusammenschluß der nationa­
len M ärkte zu einem größeren M arkt mit binnen­
marktähnlichen Verhältnissen auf den W  e 11 b e - 
w e r b s p r o z e ß ,  auf die P r o d u k t i o n s t e c h -  
n i k und auf die A n g e b o t s s t r u k t u r ?  Die reali­
tätsfrem de Annahme vollständiger Konkurrenz ist da­
bei zu ersetzen durch die des Vorherrschens oligo­
polistischer Marktkomplexe, in denen wenige große 
A nbieter in fühlbarer oligopolistischer Interdependenz 
zueinander agieren.

Die im Gegensatz zu der — wenn auch sterilen — 
Geschlossenheit der statischen Integrationstheorie noch 
recht skizzenhaft anmutenden Ergebnisse einer sol­
chen dynamischen Theorie der Zollunionen stellen letzt­
lich nur vertiefende Variationen des bereits von Adam 
S m i t h  angeschlagenen Grundthemas dar, daß die 
Möglichkeiten der Arbeitsteilung und der damit v e r­
bundenen Produktivitätssteigerung mit zunehmender 
M arktgröße ebenfalls zunehmen. In der neueren Lite­
ratur wurde dieser Gedanke vor allem von S c i ­

t o v s k y  und B a 1 a s s a wieder aufgenommen 
und auszubauen versucht. Aber erst das von K a n t - 
z e n b a c h ® )  formulierte sog. „magische Dreieck der 
W ettbewerbspolitik" ermöglicht es, wesentliche Ele­
mente einer solchen dynamischen Integrationstheorie 
systematisch darzustellen und m iteinander zu ver­
knüpfen.

Eine optimale W ettbewerbsintensität, eine möglichst 
weitgehende Ausnutzung der M assenproduktionsvor­
teile und eine möglichst starke Angebotsdifferenzie­
rung — diese drei Komponenten einer optimalen 
M arktversorgung zu verwirklichen, ist nach K a n t - 
z e n b a c h Aufgabe der W ettbewerbspolitik. Zwi­
schen diesen drei (Unter-) Zielen der W ettbewerbs­
politik besteht nun bei g e g e b e n e r  M arktgröße 
insofern eine Antinomie, als die Annäherung an eines 
von ihnen zumeist die teilw eise Aufgabe von minde­
stens einem der beiden übrigen Ziele erfordert.

So ermöglichen zwar steigende Produktionsmengen 
eines Gutes in w eiten Bereichen sinkende Stücfckosten. 
Eine weitgehende Ausnutzung dieser sog. M assenpro­
duktionsvorteile kann jedoch den Verzicht auf eine 
ausreichende W ettbew erbsintensität erfordern, näm­
lich immer dann, wenn die wettbewerbsoptimale Un­
ternehmensgröße einer Branche erheblich unter der 
kostenoptimalen Unternehmensgröße liegt.

Eine sehr weit getriebene Anpassung des Angebots 
an eine in ihrer Bedürfnisstruktur heterogene Nach­
frage, ein hohes Maß an Produktdifferenzierung also, 
kann ein Abweichen von der optimalen W ettbewerbs­
intensität bedingen und zugleich die Möglichkeiten 
vermindern, gesamtwirtschaftliche Kostenersparnisse 
durch wachsende Untemehmensgrößen („economies to 
scale") zu realisieren.

Eine M a r k t e r w e i t e r u n g ,  wie sie sich als Er­
gebnis einer Zollunion einstellt, vermag die bei ge­
gebener M arktgröße bestehende Antinomie zwischen 
den drei Komponenten der M arktversorgung zum 
Teil aufzuheben. Denn durch die Integration vordem 
weitgehend gegeneinander abgeschlossener nationaler 
M ärkte kann der W ettbewerb auch langfristig ver­
schärft und dadurch seine Funktionsfähigkeit erhöht 
werden. Das wird dann der Fall sein, wenn auf den 
nationalen M ärkten die Marktform des e n g e n  Oli­
gopols bestand und es im Integrationsprozeß gelingt, 
diese Marktform durch Vermehrung der Anbieterzahl 
in die des w e i t e n  heterogenen Oligopols umzu­
wandeln.

Denn die auf diesem M arkt vorherrschende Unter­
nehmensgröße reicht aus, tmi M assenproduktionsvor­
teile weitgehend auszunutzen. Gewinn-Niveau und

i) T. S c i t o v s k y :  Economic T heory  and W este rn  European 
In tegration , London 1958.
8) B. B a l a s s a ;  The T heory of Economic In tegration , 1. Aufl. 
London 1962.
9) Siehe dazu und  zum folgenden E. K a n t z e n b a c h ;  Die 
Funktionsfähigkeit des W ettbew erbs, G öttingen 1966.
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Finanzierungsspielraum  gestatten die flexible Anpas­
sung der Produktionskapazitäten an sidi ändernde 
außerwirtschaftlicäie Daten und die Durdisetzung des 
ted inisdien  Fortsdiritts. Dennodi ist die Zahl der An­
b ieter groß genug, um der Nadifrage die Auswahl 
zw isdien einer als ausreidiend empfundenen Anzahl 
konkurrierender Produkte zu gestatten, und sdiließ- 
lid i verm indert eine ausreidiende W ettbewerbsinten­
sität die Gefahr der Ausbeutung auf Grund von über­
mäßiger M arktm adit.

Verm ag die Erriditung einer Zollunion ihren M itglie­
dern neben den Aufsdiließungseffekten somit audi 
positive W adistum seffekte zu besdieren, so stellt sidi 
die Frage, ob dem von der statisdien Integrationstheo­
rie angenommenen Absdiließungseffekt gegenüber 
D rittländern ebenfalls ein dynamisdies Pendant ent­
spridit, Diese Frage kann wohl verneint werden. Denn 
ein rasd i steigendes Volkseinkommen des Integra­
tionsraum es verm ag die Nadifrage nadi Importgütern 
aus D rittländern so stark  anzuregen, daß deren han­
delsverm ehrender Effekt die handelsvermindernde 
W irkung des gemeinsamen Außenzolls überkompen­
siert: W adistum sgew inne der Integrationspartner w er­
den über verstä rk te  Austausdibeziehungen audi für 
D rittländer W adistumsimpulse auslösen,

. . .  und Sdiw ierigkeiten bei seiner Anwendung

Zu 2: M ögen der Ansatz der dynamisÄen Integrations­
theorie audi realitätsnah, ihre Ergebnisse plausibel 
ersdieinen, so handelt es sidi dodi audi hier nur um 
H ypothesen — um Hypothesen, die zu verifizieren 
zudem erheblid ie Sdiwierigkeiten aufwirft. Diese 
Sdiw ierigkeiten sind Ausdrude des hier auftretenden 
Z u r e c h n u n g s p r o b l e m s  : Inwieweit lassen sidi 
die statistisch ausgewiesenen Veränderungen bestimm­
te r M akrogrößen wie etwa Volkseinkommen, Indu­
strieproduktion, Ein- und Ausfuhr dem Integrations­
prozeß zurechnen, w ieweit müssen (und können) sie 
auf die W irksam keit anderer Faktoren zurückgeführt 
werden?

Das Sozialprodukt einer Periode ist bekanntlich das 
Ergebnis des Zusammenwirkens unzähliger Disposi­
tionen der einzelnen W irtsdiaftssubjekte, von denen — 
trotz aller gesam twirtsdiaftlidier Interdependenz — na­
türlich nur ein Teil direkt oder indirekt, positiv oder 
negativ  von den Auswirkungen der Integration über­
haupt berührt wird. Dasselbe gilt für alle anderen 
gesamtwirtschaftlichen Aggregatgrößen nicht minder, 
ohne daß eine Diagnose der Integrationserfolge des­
w egen auf eine Analyse der Niveau- und Struktur­
veränderungen dieser Größen verzichten könnte. 
Denn: W enn sidi das Problem der Zuredinung des 
Integrationseffektes als theoretisdi ebenso unlösbar 
erw eist wie beispielsweise das der Bestimmung des 
A nteils einzelner Produktionsfaktoren am gemein­
samen Produkt oder die „riditige" Aufteilung der Ge­
m einkosten auf die einzelnen Kostenträger, dann wird

der Versudi legitim, mit Hilfe einer A rt von Indizien­
beweis zu Aussagen über die w irtsdiaftlidien Erfolge 
der EWG zu gelangen: „Welches Lied die Sirenen 
sangen oder w eldien Namen Adiilles sidi beilegte, 
als er sidi unter den W eibern verbarg — das sind 
zwar schwierige Fragen, aber dennodi nidit jeglidier 
Mutmaßung entzogen." Diese Sentenz des alten 
englisdien Philosophen Sir Thomas B r o w n e  erweist 
sidi dabei als trefflich geeignet, um das Spekulative, 
ja, wenn man will, notwendig Fragwürdige eines sol- 
dien Versudis redit ins Bewußtsein zu rüdien.

Aussagen über Art und Stärke von Integrationswir­
kungen lassen sich grundsätzlich auf zweifadie W eise 
gewinnen:
□  Durch einen Test der vo,n der Theorie der Zoll­

union formulierten Hypothesen an Hand eines um­
fassenden ö k o n o m e t r i s c h e n  M o d e l l s ,  
wie es beispielsweise von V e r d o o r n  zur Mes­
sung von Aufsdiließungseffekten der Zollunion 
der Beneluxländer entwickelt und angewandt wur­
de. *“) Die Übertragung dieses Versuchs auf die 
EWG kann gegenwärtig allerdings bestenfalls ein 
Fernziel darstellen, da die zu erfassenden Zusam­
menhänge hier wesentlich vielfältiger und kom­
plizierter, die verfügbaren statistischen Unterlagen 
ungleich lückenhafter sind als im vergleichsweise 
überschaubaren Fall der Benelux.

□  So verbleibt zur Analyse der Integrationserfolge 
der EWG nur die Möglichkeit der A n a l o g i e  
in ihren versdiiedenen Varianten: der historisdien 
Analogie als Vergleidi der Entwicklung relevan­
ter Größen vor und seit Inkrafttreten des EWG- 
Vertrages, und der Analogie zu anderen Ländern 
mit vergleidibarer Produktionsstruktur, vergleich­
barem Entwicklungsniveau und vergleidibarer 
Wirtschaftspolitik.

Auf die generelle Problematik dieses Verfahrens sei 
hier nodi einmal ausdrücklich hingewiesen, die spe­
ziellen Sdiwierigkeiten, die sich einem sinnvollen Ver- 
gleidi etwa der EWG mit Großbritannien, den übrigen 
EFTA-Ländern und den USA entgegenstellen, werden 
im folgenden von Fall zu Fall diskutiert.

WERDEN DIE ERFOLGE DER EWG ÜBERSCHÄTZT?

Wichtigster, oder zumindest doch am häufigsten ver­
wendeter Index des wirtschaftlichen Wachstums einer 
Volkswirtsdiaft oder einer Gruppe von Volkswirt­
schaften ist die Entwidclung ihres Bruttosozialproduk­
tes insgesamt oder je  Einwohner.

Tabelle 1 gibt einen — wenn auch leider zum Teil 
lüdcenhaften — Überblick über die reale Zunahme 
dieser Größen in den M itgliedsländern der EWG, der

10) B. J . V e r d o o r n :  The Intra-Blodc Trade of Benelux, in: 
E. G. R o b i n s o n :  (Hrsg.), Economic Consequences of the Size 
of N ations, Proceedings of a Conference held by  the In ternational 
Economic A ssociation, London — New York 1960, S. 291 ff.
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EFTA sowie in den USA und Japan. Die betrachtete 
Periode umfaßt die letzten sieben Jahre vor und die 
gleiche Zeitspanne seit dem Inkrafttreten des EWG- 
Vertrages. Ein Blidc auf die Spalten (6) und (8) dieser 
Ubersidit zeigt den oft konstatierten Tatbestand, daß 
die durdisdinittlidien jährlidien Zuwadisraten des ge­
meinsamen Sozialprodukts der EWG-Länder seit Be­
ginn des Integrationsprozesses beträditlidi größer 
waren als die des Bruttosozialprodukts Großbritan­
niens, der Gesamtheit der EFTA-Länder und der USA. 
Ist das darin zum Ausdrudc kommende raschere w irt­
sdiaftliche Wachstum im EWG-Raum nun eben auf die 
EWG als seine entscheidende Ursache zurüdczuführen? 
Diese Frage läßt sich mit — wie es scheint — guten 
Gründen verneinen:

1. W ie sich aus den Spalten (5) und (7) der Tabelle 1 
entnehmen läßt, wuchs das gemeinsame Bruttosozial­
produkt der Gemeinschaft auch in den Jahren v o r  
der Gründung der EWG schneller als in Großbritan­
nien, der EFTA und den USA.

2. Vergleicht m an nicht mehr die Zuwachsraten des 
gemeinsamen Sozialprodukts von EWG und EFTA, 
sondern die W achstumsraten einzelner ihrer Mitglie­
der miteinander, so zeigt sich, daß das Pro-Kopf-Ein­
kommen für die Mehrzahl der EWG-Mitglieder kei­
neswegs sehr viel stärker gestiegen ist als in den 
meisten EFTA-Ländern. Eine Rangskala der Zuwachs­
raten des Bruttosozialproduktes je  Einwohner ergibt

11) Die im folgenden umter (1) - (4) vo rgetragenen  Thesen finden 
sid i im w esen tlid ien  bere its  in der sd ion  erw ähnten  A nalyse  des 
ifo-Instituts (vgl. A nm erkung 4).

für den Zeitraum von 1958 bis 1964 — vergleiche 
Spalte (8) der Tabelle 1 — in der Spitzengruppe die 
Reihenfolge: Italien und Portugal, Dänemark, Bundes­
republik, Schweden, Norwegen, Österreich! erst dann 
folgen Frankreich, die N iederlande und Belgien. Das 
so gewonnene Bild verschiebt sich nur unwesentlich, 
wenn man der Gruppierung die W achstumsraten des 
absoluten Bruttosozialproduktes zugrunde legt: Portu­
gal und Italien, Bundesrepublik und Dänemark, 
Schweiz, Niederlande, Frankreich, Norwegen und 
Schweden.

Daraus folgt: Das gemeinsame Sozialprodukt der EWG 
ist insofern ein in seiner Aussage recht irreführender 
statistischer M ittelwert, als das überdurchschnittlich 
hohe Wachstum von nur zwei M itgliedsländern, Ita­
lien und der Bundesrepublik, hier leicht den Eindruck 
erwecäct, a l l e  der EWG angehörenden Volkswirt­
schaften hätten in den vergangenen 7 Jahren über­
durchschnittliche W achstumsraten zu realisieren ver­
mocht.

Die vergleichsweise geringen Zuwachsraten des ge­
meinsamen Sozialproduktes der EFTA-Länder verlei­
ten dagegen nicht minder leicht zu dem Fehlschluß, 
das wirtschaftliche Wachstum a l l e r  EFTA-Partner 
sei zwischen 1958 und 1964 unbefriedigend niedrig ge­
wesen. In Wirklichkeit w ar es hier jedoch allein das 
extrem geringe wirtschaftliche Wachstum e i n e s  
EFTA-Mitgliedes, nämlich Großbritanniens, das den 
Gruppenindex so stark herabdrückte.

TabeUe 1

Entwicjclung des Bruttosozialprodukts in w ichtigen Ländern vor und nadi der EWG-Gründung

Zunahme in  ®/o i) D urdisd in ittl. jäh rl. Zuw adisrate

Land Bruttosozialprodukt B ruttosozialprodukt Bruttosozialprodukt Bruttosozialprodukt
insgesam t je  Einwohner insgesam t je  Einwohner

1952-1958 1958-1964 1952-1958 1958-1964 1952-1958 1958-1964 1952-1958 ' 1958-1964

(I) (2) (3) (4) (5) (6) (7) (8)
D eutsdiland (BR) 33 41 28 31 4,7 5,9 4,0 4,6
Frankreid i 22 37 18 26 3,1 5.3 2,6 4,0
Ita lien 28 43 26 38 4.0 6.1 3,7 5,4
N iederlande 26 37 21 27 3,7 5,4 3,0 4,0
Belgien 15 31 12 27 2,1 4.7 1.7 4,0
Luxemburg 16 11 2,3 1.6
EWG 26 39 23 30 3,7 5,6 3,3 4,5
G roßbritannien 15 26 14 20 2.1 3,9 2,0 3,1
N orw egen 17 35 11 28 2,4 5,1 1,6 4,3
Sdiw eden 18 35 16 30 2,6 5,1 2,3 4,5
Dänem ark 16 41 13 35 2,3 5,9 1,9 5,1
Sdiweiz (26) 41 (20) 24 3,7 5,8 2,9 3,7
Ö sterre id i 31 31 31 27 4.4 4,6 4,4 4,1
Portugal 19 (43) 15 41 2,7 6,2 2.2 5,4
EFTA (20) 2) 29 (17) Ä) 2,9 4,4 2,4 3,6
USA 11 29 1 17 1,6 4,3 0,1 2,7
Japan 70 61 96 10,0 8.7

1) Jew eils  bezogen auf 1958. 2) Ungew. arithm et. M ittel.

Q u e l l e n :  S ta tis tisd ies Amt der E uropäisdien G em einsdiaften (Hrsg.), S ta tis tisd ie  G rundzahlen der G em einsdiaft, 1, Aufl. Luxem­
b u r g - B r ü s s e l  1958 und  6. Aufl. Luxemburg — Brüssel 1965; OECD (Hrsg.), S ta tis tical B ulletins, G eneral S tatistics, Part II, No. 4 (Juli 
1961); OECD (Hrsg.), N ational A ccounts S tatistics 1955-1964, M arz 1966; fe rner: M artin, H.-P., Japans B edeutung im ozeanisd ien  W irt- 
sdiaftsraiim , G öltingen 1962.
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3. Die untersdiiedlid ien  W adistum sraten der west- 
europäisdien V olksw irtsdiaften lassen sidi somit kaum 
aus der Tatsadie erklären, daß ein Teil dieser Länder 
der EWG angehört, ein anderer Teil der EFTA.

So ist das niedrige w irtsdiaftlidie W adistum  Groß­
britanniens verm utlidi vor allem Ergebnis einer W irt­
sdiaftspolitik, die der circulus vitiosus einer internen 
Kosten-Inflation bei überbewerteter W ährung dazu 
zwang, den aus Lohnsteigerungen resultierenden Nadi- 
fragezuw adis zur Sidierung des Zahlungsbilanzgleidi- 
gew idits immer w ieder drastisdi zu besdineiden. Daß 
der m it einer soldien Politik verbundene ständige 
Drude auf Gewinnmargen und Selbstfinanzierungs­
spielraum  ein konjunkturelles Klima sdiafft, das der 
Investitionsneigung und dam it dem w irtsdiaftlidien 
W achstum wenig zuträglidi ist, darf als sidier gelten. 
Daß ein Beitritt Großbritanniens zur EWG aus diesem 
Dilemma kurz- und mittelfristig einen Ausweg eröff­
net hätte, ist wenig wahrscheinlidi. Audi die Zugehö­
rigkeit Großbritanniens zur EFTA vermag zur Über­
w indung der Antinomie zwisdien außenwirtsdiaft- 
lid ier S tabilität bei unverändertem W ediselkurs und 
befriedigendem  binnenwirtsdiafthdien W adistum eben­
sowenig W esentliches beizutragen wie eine Lösung 
dieses Problems zu ersdiweren.

So w ie d ie  entsdieidenden Ursadien der W adistums- 
m isere G roßbritanniens anderswo liegen als im Sdiei- 
tern  seines Beitrittsversudis zur EWG, so dürften sidi 
audi d ie  hohen W adistum sraten Italiens und der Bun­
desrepublik  w eitgehend ohne den Rüdegriff auf die 
von der EWG ausgehenden Impulse erklären lassen.

Um jene dauernde leidite inflatorisdie Lüdee aufredit- 
zuerhalten, die in beiden Ländern die Investitionsbe- 
reitsd iaft n id it erlahmen, die Mittel zu ihrer Realisie­
rung n id it versiegen ließ, bedurfte es etwaiger zu- 
sä tzlid ier Nadifrageim pulse durdi den Zollabbau im 
Rahmen der EWG sidier nicht. Höhe und Zuwadis- 
raten  der N adifrage des Auslandes erwiesen sidi 
aud i in der Phase nodi bestehender mäßiger Zoll­
m auern als durdiaus ausreidiend, um zusammen mit 
der Nachfrage der inländisdien Haushalte und Unter­
nehm er sowie den Ausgaben des Staates jenen ständi­
gen Überhang der gesamtwirtsdiaftlidien N adifrage 
über das verfügbare Angebot zu gewährleisten, der 
diesen Ländern neben einer sdileldienden Inflation 
audi ein beachtliches reales Wadistum besdierte.

Es hieße den Zwedc dieser Überlegungen m ißverste­
hen, w ollte man sie als Versudi auffassen, die Erfolg­
losigkeit aller Integrationsbestrebungen nadizuweisen. 
G eht es dodi lediglidi darum, Klarheit darüber zu ge­
winnen, daß hohe W adistumsraten einerseits ebenso 
aud i ohne Integration zu realisieren sind, wie ein ge­
m einsam er M arkt andererseits nodi keine Gewähr da­
für zu b ieten  vermag, daß die konjunkturellen An­
triebskräfte  n id it zeitweilig erlahmen.

Die erste Behauptung läßt sidi durdi das Beispiel 
Japans beweisen: Obwohl Japan weder einer Zoll­

union angehört, nodi Mitglied einer Freihandelszone 
ist, übersteigt die Zuwadisrate seines Bruttosozial­
produkts mit 10 “/o in den Jahren 1952 bis 1958 und 
8,7 “/o im Zeitraum 1958 bis 1964 die entsprechenden 
W erte aller übrigen in Tabelle 1 aufgeführten Indu­
strieländer bei weitem.

4. Das bisher gewonnene Bild ändert sidi nidit w e­
sentlidi, wenn man an Stelle des W adistums des So­
zialprodukts das der Industrieproduktion als Ver- 
gleidismaßstab wählt (Tabelle 2).

Tabelle  2

Industrieproduktion*) w iditiger Länder vor und nadi 
EWG-Gründung

Land
Zunahm e in  •/• 2)

D urdisdin ittlid ie  
jäh rlid ie  Zuw adis­

ra te  in  •/•

1952-1958 1958-1964 1952-1958 1958-1964

D eutsdiland (BR) 3) 40 52 5.7 7,4
Frankreid i 34 40 4,9 5,7
Ita lien 36 75 5,2 10,7
N iederlande 31 58 4.4 8,3
Belgien 12 47 1,9 6,7
Luxemburg 9 24 1,3 3,4

EWG 35 52 5,0 7»4
G roßbritannien 16 27 2,3 3.9
N orw egen 27 41 3,9 5,9
Sdiw eden 20 36 2,9 5,1
D änem ark 23 3,3
Sdiweiz
ö s te r re id i 35 40 5.0 5,7
Portugal

EFTA . 31 . 4.4
USA 10 41 1.4 5,9
UdSSR 4) 48 69 6,9 9,9
Japan 46 148 6,6 21,1

1) 1952-1958: ohne Baugew erbe und ohne N ahnings- und  G enuß­
m ittelindustrie! 1958-1964 ohne B augew erbe. 2) Jew eils  bezogen 
auf 1958. 3) 1958-1964: ohne Berlin (W est). 4) 1952-1958: Indu­
s trie lle  B ruttoproduktion e insd iließ lid i N ahrungs- und G enuß­
m ittel, aber ohne Baugewerbe.
Q u e l l e n :  S ia tis tisd ies Am t der Europäisd ien  G em einsdiaften 
(Hrsg.), S ta tis tisd ie  G rundzahlen der G em einsdiaft, 1. Aufl. 
Luxemburg — Brüssel 1958, 6. Aufl. Luxemburg — Brüssel 1965j 
OEEC (Hrsg.), S ta tis tical Bulletins, G eneral S ta tistics, P art II, 
(März 1961); OECD (Hrsg.), S ta tis tical Bulletins, M ain Economic 
Indicators, Feb. 1965.

Audi hier zeigt sidi wieder, daß Länder, in denen 
entsdieidende W adistum sfaktoren wie etwa Bevöl­
kerungswadistum, A rbeitskräftepotential, Nadifrage- 
expansion, Zahlungsbilanzsituatiom und konjunktur- 
politisdie A ktivität ©ine sehr ähnlidie Konstellation 
aufweisen, audi ein vergleidibares Entwidelungstempo 
zu verzeichnen hatten, gleidi ob sie der EWG oder 
der EFTA angehören oder an keinem dieser w irtsdiaft- 
lidien Zusammensdilüsse beteiligt sind.

5. Das Entstehen eines gemeinsamen M arktes im 
Zuge des Integrationsprozesses muß — so sollte man 
meinen — zu einer Angleidiung der konjunkturellen 
Entwidclung zwisdien soldien Integrationspartnern 
führen, deren w esentlidie Strukturmerkmale in etwa 
übereinstimmen.

Eine soldie Tendenz zu einem konjunkturellen Gleidi- 
sd iritt zumindest einiger EWG-Mitglieder läßt sich
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bisher nicht erkennen. Im Gegenteil: während die 
Wachstumsraten des Bruttosozialprodukts der ein­
zelnen EWG-Länder im Jahre 1963 noch ziemlich nahe 
beieinander lagen, erreichte der Wacäistumszyklus im 
Jahre 1964 in der Bundesrepublik und in den Nieder- 
lainden einen Höhepunkt, während sich das Wachstum 
in Italien bereits spürbar verlangsamte. Ein kaum 
minder differenziertes Bild der konjunkturellen Situ­
ation ergibt sich auch für das Jahr 1965.

Eine solche Entwicklung mag zum gegenwärtigen Zeit­
punkt nicht unerwünscht sein. Denn ein verringertes 
Wachstum in wichtigen Partnerländern ermöglicht es 
einem Land mit unverändert starker Nachfrageexpan­
sion, das Ausmaß der inflatorischen Lücke durch steigen­
de Importe aus und (in ihren Zuwachsraten) abnehmende 
Exporte nach diesen Ländern zu vermindern, während 
es umgekehrt im wachstumsschwächeren Land durch 
die steigende Importnachfrage des wachstumsstarken 
Landes zu einer Konjunkturbelebung kommt.

Zwar lassen sich Funktionsfähigkeit und Nutzen die­
ses Mechanismus etwa an der Entwicklung des Außen­
handels zwischen Italien und der Bundesrepublik aus­
gezeichnet demonstrieren; aber daß es überhaupt zu 
einer genügend großen Divergenz der Konjunkturver­
läufe kommen konnte, um den geschilderten Aus­
gleichsmechanismus in  Gang zu setzen, beweist, daß 
'die konjunkturdifferenzierend wirkenden Einflüsse 
einer von Land zu Land unterschiedlicii betriebenen 
Konjunkturpolitik stärker durchschlagen als die eine 
Koinjunkturangleichung fördernden Impulse aus der 
Verwirklichung der Zollunion.

AUFSCHLIESSUNGS- UND WACHSTUMSEFFEKTE 
DER EWG

Ist die konjunktur- und wachstumsprägende Kraft des 
Integrationsprozesses somit einerseits vermutlich er­
heblich geringer als vielfach angenommen, so dürfte 
sie doch andererseits deutlich größer als Null sein. 
Auch diese Hypothese läßt sich — wie uns scheint — 
ausreichend absichern;

6. So ist in diesem Zusammenhang immer wieder auf 
die Tatsache verw iesen worden, daß der Binnenhan­
del der Gemeinschaft seit Inkrafttreten des EWG-Ver­
trages mit weit überdurchschnittlichen Zuwachsraten 
expandierte. Hat sich doch der Austausch zwischen 
den M itgliedsländern von 1958 bis 1964 mit einer Zu­
nahme von 106 Vo m ehr als verdoppelt, während der 
W elthandel (ohne EWG-Binnenhandel) im gleichen 
Zeitraum nur um 42 ”/o zunahm.

Der „Integrationskoeffizient“ als das Verhältnis von 
Binnenhandel zum Gesamthandel der EWG stieg von 
29,6 “/o bei der Einfuhr und 30,1 *>/o bei der Ausfuhr 
(1958) auf 40,2 bzw. 43,2 "/o im Jahre 1964. Es liegt 
auf der Hand, in der Verwirklichung der Zollunion 
die wesentliche Ursache oder zumindest doch die ent­
scheidende Voraussetzung für die in diesen Zahlen 
zum Ausdruck kommende rasche Zunahme der Han­
delsverflechtung zwischen den EWG-Ländern zu sehen.

Für die Richtigkeit dieser ohnehin plausiblen Erklä­
rung spricht auch ein möglicher Umkehrschluß: Wie 
Tabelle 3 zeigt, liegt die Zunahme des Intra-EWG- 
Handels der Beneluxländer deutlich unter dem für die 
Gemeinschaft geltenden Durchschnittswert. Dieses Zu­

Tabclle 3

Entwicklung des Handels der EWG-Länder untereinander und mit Drittländern 
vor nnd nach EWG-Gründung

in M ill. $ Zuwadis in ®/o

Einfuhr A usfuhr Einfuhr Ausfuhr

1952 1958 1 1964 1952 1958 1964 1952-58 1958-64 1952-58 1958-64

B i n n e n h a n d e l  d e r  E W G  
D eutsdiland (BR) 800 1896 5098 1081 2406 5910 137 168 122 145
F rankreid i 694 1227 3762 642 1136 3487 76 206 76 206
Ita lien 414 687 2365 290 608 2266 65 244 109 272
N iederlande 790 1518 3671 763 1337 3233 92 141 75 141
Belgien/Luxemburg 876 1462 3146 863 1377 3494 66 115 59 153

EW G-Binnenhandel insgesam t 3574 6790 18041 3639 6864 18390 89 164 88 167

A u ß e n h a n d e l  d e r  E W G
G ruppe 1 (Industrieländer) 8526 15451 8633 15621 81 81

EFTA 3608 6588 4970 8832 83 78
G roßbritannien 810 1192 2585 1201 1330 2275 47 117 10 71
USA 1766 2808 5430 896 1664 2849 59 93 85 71

G ruppe 2 (Entwidclungsländer) 6824 9831 6125 6889 44 12
Assoz. überseeisd ie  Länder 1546 2054 1B60 1652 33 —11
Lateinam erika 1647 2459 1604 1676 49 4

G ruppe 3 (Ostblodcländer) 789 1506 980 1331 91 36

EW G-Außenhandel insgesam t 16156 26826 15911 24158 66 52

Q u e l l e n  ; Statistisches Am t der Europäischen Gem einschaften (Hrsg.), Statistische G rundzahlen der Gem einschaft, 6. Aufl. Luxem­
b u rg — Brüssel 195B und 6. Aufl. Luxemburg — Brüssel 1965; OEEC (Hrsg.), S tatistical B ulletins, G eneral S tatistics, Part II, No. 4 
(Ju li 1961); OECD (Hrsg.), N ational A ccounts S tatistics 1955-1964, Paris, M ärz 1966; fe rner: M artin, H .-P., Japans Bedeutung im ozeani- 
n isd ien  W irtschaftsraum , G öttingen 1962.
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rückbleiben läßt sich unter anderem sidier auf die 
Tatsadie zurückführen, daß Belgien, Luxemburg und 
die N iederlande bereits vor Gründung der EWG die 
Handelshem m nisse im gegenseitigen W arenverkehr 
beseitig t hatten, so daß die von den Zollsenkungen 
im Rahmen der EWG ausgehenden Impulse vor allem 
ihren Handel mit den übrigen EWG-Ländern expan­
dieren  ließen.

G elangt man so zu dem Sdiluß, daß eine Ursache der 
nur noch m äßigen Expansion des Binnenhandels der 
Benelux-Staaten in ihrem intern bereits vorwegge­
nommenen Zollabbau zu suchen ist, so liegt es nur 
nahe, um gekehrt die rasdie Zunahme des Handels 
zwischen den übrigen EWG-Ländern auf die durch 
die EWG bew irkten Zollsenkungen zurückzuführen.

Tabelle 4

Entwidilung der Anteile des Handels 
m it EWG-Partnern am gesamten Warenverkelxr 

jed es M itgliedstaates der EWG
(in »/o)

Einfuhr

1953 1958 1965

Ausfuhr

1953 1958 1965

D eu tsd iland  (BR)
F ran k re id i
Ita lie n
N iederlande
B elgien/Luxem burg

25,3 25,8 38,5 30,0 27,3 35,2
16.0 21,9 38,8 19,7 22,2 41,3
22.0 21,4 31,1 20,6 23,6 40,3
38.0 41,9 53,5 36,0 41,6 55,9
38,8 46,6 54,5 39,4 45,1 62,0

EW G insgesam t 26,5 29,6 41,8 28,6 29,6 43,5

Q u e l l e  : S ta tis tisd ies Am t der E uropäisdien G em einsdiaften
(H rsg.), A ußenhandel, M onatsstatistik, No. 2 (1966).

7. Die Angaben von Tabelle 4 bestätigen nur, was sich 
indirekt bereits aus den in Tabelle 3 ausgewiesenen 
un tersd iied lid i hohen Zuwadisraten des EWG-Binnen- 
handels und des Austausches der Gemeinschaft mit 
d ritten  Ländern ersehen läßt: den abnehmenden An­
teil des EWG-Handels mit Drittländern und den ent­
spred iend  gestiegenen Anteil des Austausches zwi­
sd ien  den Integrationspartnern an ihrem Gesamt- 
handel.

N un en tsprid it eine soldie stärkere Konzentration von 
Bezug und Absatz auf den gemeinsamen M arkt der 
M itgliedsländer nicht nur dem mit Absdiluß des EWG- 
V ertrages bekundeten Willen der V ertragspartner — 
ist dodi der in dieser Konzentrationstendenz zum  A us­
drude kommende „AufschUeßungseffekt" ein entschei­
dendes Mittel, um das ökonomische Ziel einer W ohl­
standssteigerung der Integrationspartner zu verwirk- 
lidien. Eine soldie Handelsumlenkung kann audi unter 
dem A spekt einer W adistumsförderung a l l e r  am 
W elthandel beteiligten Länder nur dann negativ be­
w erte t werden, wenn sie mit einschneidenden „Ab- 
schließungs-" oder „Diskriminierungseffekten" ver­
bunden ist.

G erade diese, gegen das mit der Gründung der EWG 
verfolgte Ziel einer regional begrenzten Integration 
am häufigsten vorgebraditen Bedenken sdieinen sidi

heute jedoch als zumindest stark übertrieben zu er­
weisen.

Von 1958 bis 1964 wuchs das Volumen des EWG- 
Binnenaustausdies um 11,3 Mrd. $. Im gleidien Zeit­
raum nahmen die Bezüge der EWG aus Drittländern 
um 10,7, ihre Exporte in Drittländer um 8,3 Mrd. |  zu. 
Mit Zuwachsraten von 68 Vo bei den Einfuhren und 
60 “/o bei der Ausfuhr wuchs somit auch der EWG-Han- 
del mit Drittländern wesentlich rasdier als der gesam­
te W elthandel, der, wenn man den EWG-Binnenhandel 
unberücksichtigt läßt, von 1958 bis 1954 nur um 42 Vo 
anstieg.

Damit erhöhte sidi zugleidi aud i der Anteil des Dritt­
landhandels der EWG am W elthandel: betrug er 1958 
17,1 Vo bei den Einfuhren und 17,9 Vo bei den Aus­
fuhren, so war er bis 1964 auf 17,9 bzw. 18,2 Vo ange- 
wadisen.

Das alles spricht dafür, daß die befürditete Diskrimi­
nierung der Drittländer in W irklichkeit relativ gering 
blieb. Absolut wurde der statische Absdiließungs­
effekt mit seinen negativen Allokationswirkungen 
ohnehin überkompensiert durch die Stärke des positi­
ven W adistumseffektes. Die von den hohen W adis­
tum sraten des Volkseinkommens der Gemeinsdiaft 
ausgelöste zusätzlidie Importnachfrage erwies sich 
im allgemeinen als groß genug, um nidit nur einen 
absoluten Rückgang der EWG-Bezüge aus Drittländern 
zu verhindern, sondern er vermochte darüber hinaus 
die Zuwachsraten dieser Einfuhr noch zu erhöhen. Das 
gilt vor allem für die Importe aus hodientwickelten 
Drittländern, da von diesen ein ungleidi größerer 
Teil durch steigende Einkommenselastizitäten begün­
stigt wird als von den Rohstoff- und Nahrungsmittel­
bezügen der EWG aus Entwicklungsländern.

8. Daß die Ausweitung des EWG-Binnenhandels zu 
W ohlstandsgewinnen der Integrationspartner geführt 
hat, läßt sich nicht bestreiten, zumindest nicht, ohne 
damit gleidizeitig auch die Ergebnisse einer hundert­
fünfzigjährigen Tradition der Außenhandelstheorie 
über Bord zu werfen. Von den Bedingungen, die nach 
M e a d e  gegeben sein müssen, um zu einer „Opti­
mierung des Handels" zu gelangen, ist in der EWG 
ganz sidier nicht eine voll erfüllt. Dennoch läßt sidi 
das Ergebnis seiner Überlegungen grundsätzlidi auf 
den hier ablaufenden Integrationsprozeß übertragen: 
der verstärkte gegenseitige Austausdi der EWG-Län- 
der hat den durdi die verfügbare Gütermenge ge­
stifteten Gesamtnutzen der Verbraucher ohne Zweifel 
erhöht.

Darüber hinaus läßt sich — bei unterstellter Gültig­
keit der Grenzproduktivitätstheorie — jene Tendenz 
zur Angleidiung der Faktorproduktivitäten zwisdien 
den Integrationspartnern nachweisen, die definitions­
gemäß Voraussetzung für eine „absolute Maximierung 
der Produktion" im Integrationsraum ist.
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Eine vom Statistischen Amt der Europäisdien Ge­
meinschaften veröffentlichte Übersicht zeigt, daß die 
Variationskoeffizienten der Löhne und Gehälter zwi­
schen 1959 und 1962 in der Mehrzahl der 14 unter­
suchten Industriezweige erheblich kleiner geworden 
sind. Das wird besonders deutlich bei den Löhnen in 
der Zuckerindustrie, der Holz- und Papier-verarbei­
tenden Industrie und im Schiffbau, wo die Streuung 
zwischen den Mitgliedern der Gemeinschaft zwischen 
1959 und 1962 um etwa die Hälfte zurückging.

T abelle  5

Variationskoeffizienten *) der Lohn- und 
Gehaltsaufwendungen in  14 Industriezweigen  

der EWG 1959 und 1962

B r a n c h e
Löhne

1959 1962

G ehälter

1959 1962

Zudcerindustrie 11,0 6,4 18,6 17,8
B rauerei und M älzerei 14,3 11,2 13,5 9,1
W ollsp innerei 7,9 6,0 9,1 7,2
Baum wollspinnerei 9,5 7,7 10,8 8.9
C hem iefasererzeugung 17,1 12,6 3,7 6,7
H erstellung von  Holzschliff,

Zellstoff, Papier und Pappe 11,3 6,7 6,8 9,1
Chem isdie und pharm azeutische 

Industrie 11,2 10.1 11,8 11,3
G um m iverarbeitung 8,4 9,5 20,3 22,5
Zem entindustrie 16,9 12,4 5,3 5,4
H erstellung von Steinzeug 

und Feinkeram ik 8,2 7,7 11,3 7,1
H erstellung von  W erkzeug­

maschinen 10,0 6,1 7,8 8,7
Elektrotechnische Industrie  8,8 6,6 7,2 7,9
Schiffbau und -repara tu r 15,8 9,2 10,3 7,8
H erstellung von PKW  und LKW 4,2 4,9 9,1 8,9

1) Der V ariationskoeffizient gib t d ie S tandardabw eichung der in 
den einzelnen Ländern beobachteten W erte  in Vo des arithm eti­
schen M ittels an.
Q u e l l e :  Löhne EWG 1962 Sozialstatistik . Jg . 1964, N r. 5 Hrsg. 
V. S tatistischen A m t der Europäischen Gem einschaften.

9. Der starke Zuwachs des EWG-Binnenhandels läßt 
die Aussage zu, daß die P r o d u k t d i f f e r e n z i e ­
r u n g  als eine Komponente der M arktversorgung im 
Integrationsraum  zugenommen, die Bedürfnisbefrie­
digung der Verbraucher sich somit verbessert hat.

W ie weit der Integrationsprozeß darüber hinaus auch 
die beiden anderen Komponenten der M arktversor­
gung beeinflußt, also etwa eine verstärkte Ausnut­
zung der M a s s e n p r o d u k t i o n s v o r t e i l e  er­
möglicht und/oder zur Verwirklichung einer o p t i ­
m a l e n  W e t t b e w e r b s i n t e n s i t ä t  beigetra­
gen hat — das festzustellen, erweist sich schon als 
ungleich schwieriger.

In ihrem achten Gesamtbericht nennt die EWG- 
Kommission etw a ein Dutzend Erzeugnisse — so bei­
spielsweise Kühlschränke, Waschmaschinen, Fernseh­
geräte, einige Nahrungsmittel und bestimmte Texti­
lien —, deren Preise in allen oder einigen Mitglieds­
ländern bei gleichbleibender Q ualität gesunken (Scho­

kolade, Feinbackwaren) oder bei gestiegener Quali­
tät relativ  stabil geblieben sind (langlebige Gebrauchs­
güter).

Dabei äußert sie die Vermutung, daß dies mit hoher 
Wahrscheinlichkeit auf zunehmende Möglichkeiten der 
Massenproduktion und/ oder auf verschärften W ett­
bewerb durch eine Vermehrung der Anbieterzahl zu­
rückzuführen sei: beides Folge der M arkterweiterung 
im Zuge der Verwirklichung der Zollunion.

Andererseits räumt aber auch die EWG-Kommission 
ein, daß ein gemeinsamer M arkt in ausgeprägter Form 
gegenwärtig wohl nur im Bereich der Automobilin­
dustrie besteht. Mit einer Zunahme von 88 “/o im Zeit­
raum von 1958 bis 1964 ist hier die Einfuhr der EWG 
aus Drittländern, mit einer Steigerungsrate von 233 Vo 
auch der EWG-Binnenhandel in der Tat ungleich stär­
ker gestiegen als die jeweilige Gesamteinfuhr.

Das mag erklären, warum die Recherchen der EWG- 
Kommission bislang nur vergleichsweise m ager an­
mutende Ergebnisse erbrachten. Denn: bei der raschen 
Zunahme der innergemeinschaftlichen Einfuhren, wie 
sie etwa der Tabelle 3 zu entnehmen ist, haben wir 
es einmal mehr mit Durchschnittswerten zu tun, die 
einen wichtigen Tatbestand verdecken: daß sich näm­
lich die rasche Expansion des EWG-Intrahandels zu 
etwa 90 Vo aus den überdurchschnittlich hohen Zu­
wachsraten des Austausches relativ weniger Erzeug­
nisse erklären läßt.

Nach Untersuchungen der EWG-Kommission *̂ ) waren 
es in der Bundesrepublik etwa 60 Erzeugnisse, in 
Frankreich 50, in den Niederlanden 40, in Belgien/ 
Luxemburg und Italien 20 Positionen, deren Einfuhren 
aus dem EWG-Raum von 1960 bis 1962 um minde­
stens 1 Mill. $ anstiegen — ein Bild, das sich auch 
1963 noch nicht wesentlich verschoben hatte. *̂ ) Diese 
Angaben scheinen uns nur einen Schluß zuzulassen: 
die vom bisher erfolgten Abbau der Binnenzölle aus­
gehenden Impulse dürften sich in den meisten Branchen 
als noch zu gering erw iesen haben, um hier über eine 
verstärkte A rbeitsteilung zwischen Unternehmen mit 
gleichem oder sehr ähnlichem Produktionsprogramm 
im EWG-Raum eine Spezialisierung und damit eine 
produktivitätssteigernde Strukturbereinigung zu er­
zwingen. ®̂)

DIE EWG ALS STRUKTURVERÄNDERNDE KRAFT

Versuchen wir, aus den unter (1) bis (9) aneinander­
gereihten, zum Teil recht widersprüchlich erscheinen­
den Indizien ein abschließendes Urteil über die bis­
herigen Auswirkungen der EWG zu gewinnen.

12) EW G-Kommission (Hrsg.), Achter G esam tberid it über d ie Tätig­
k e it der Gem einsdiaft, Brüssel 1965, S. 119 ff.

13) Vgl. dazu; EWG Kommission (Hrsg.), S ieb ter G esam tberid it 
über die Tätigkeit der G em einsdiaft, Brüssel 1964, S. 111 ff.
•4) Vgl. dazu: EW G-Kommission (Hrsg.), A d ite r G esam tberid it 
über die Tätigkeit der G em einsdiaft, a. a. O ., S. 119.
15) Für den deutsd i-französisd ien  A ustausd i von  A usrüstungsgütern  
w ird diese Verm utung durd i eine Studie der Pariser Industrie- und 
H andelskam m er b estä tig t. S iehe dazu; Industrie lle  EW G-Integra- 
tion  steh t nod i aus. In; H andelsb la tt Nr. 21 vom  1. 2. 1966.
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Der erste sich dabei einstellende Eindruck ist dieser: 
unser Versuch, die Erfolge der EWG zu quantifizieren, 
kann  als gescheitert angesehen werden. Ohne recht 
handfeste W ertungen lassen sich die gewonnenen 
T eilaspekte zu einem einheitlichen Bild nicht zusam­
menfügen. Das mag einerseits bedauert werden; an­
dererseits darf man nicht übersehen, daß eine auch 
hohen Ansprüchen genügende quantitative Analyse 
do rt an ihre Grenzen stößt, wo es den (wirtschafts-) 
politischen und psychologischen Auswirkungen des 
Integrationsprozesses nachzuspüren gilt.

Da ist zunächst das p s y c h o l o g i s c h e  Moment: 
zum indest in den endenden fünfziger und den be­
ginnenden sechziger Jah ren  dominierte bei Unterneh­
m ern und V erbänden die Vorstellung, der sich augen­
scheinlich ständig beschleunigende Integrationspro­
zeß w erde die Absatzpolitik im Gemeinsamen M arkt 
für die „insider" auf Grund sich erheblich verschär­
fenden W ettbew erbs im Integrationsraum, für die 
„Outsider" auf Grund des zu erwartenden Außenzolls 
zu einem  ausgesprochen harten Geschäft werden las­
sen. D iese Erw artung h a t ganz ohne Zweifel dazu bei­
getragen, die unternehmerischen Instinkte erheblich 
zu schärfen.

Sahen sich zahlreiche Unternehmer bereits durch den 
A bbau der Binnenzölle und den frühzeitig angekün­
digten raschen Ausbau der Zollunion zur W irtschafts­
union einem bedrohlichen psychologischen Druck aus­
gesetzt, so w urde dieses Gefühl durch die rasche Zu­
nahm e am erikanischer Investitionen im EWG-Raum 
noch verstärk t. Zwar beträgt der Anteil der Investi­
tionen am erikanischer Gesellschaften in Europa kaum 
m ehr als etw a 6 bis 7 ®/o der jährlich in der verarbei­
tenden  Industrie einschließlich der Erdölindustrie vor­
genom m enen Gesamtinvestitionen. Aber zum einen 
konzentrieren  sich diese Investitionen vor allem auf 
Branchen — Elektronik, Chemie, Erdöl, A utom obile— , 
deren  Expansionstempo in hohem Maße das gegen­
w ärtige und zukünftige gesamtwirtschaftliche W achs­
tum  bestimmt und die deshalb stärker im Blickpunkt 
des Interesses stehen als andere Bereiche. Und zum 
anderen haben die übermächtig scheinende Größe und 
F inanzkraft am erikanischer Konzerne, nicht zuletzt 
auch d ie von diesen bei ihrem Eindringen in den 
europäischen M arkt angewandten, oft recht rauhbei­
nig erscheinenden Praktiken dazu geführt, bei vielen 
U nternehm en ein Gefühl des Bedrohtseins hervorzu­
rufen, das bei nüchterner Einschätzung der Dinge als 
übertrieben erscheinen mag.

Die d irekten  — durch den Zollabbau ausgelösten — 
und indirekten  — durch die Mobilisierung des am eri­
kanischen Kapitals bewirkten — Impulse der EWG 
haben somit längst erstarrte Strukturen wieder in 
Bewegung geraten lassen. Zwar mögen nicht alle 
Reaktionen auf diese Impulse zu auch gesam twirt­
schaftlich erwünschten Ergebnissen führen, aber das 
Ausmaß der auf eine Strukturverhärtung gerichteten 
Kräfte ist in reifen Volkswirtschaften in der Regel

so groß, daß man sich von einem Zuwachs an struk­
turverändernden Faktoren mit gutem Gewissen Wachs­
tumsgewinne versprechen darf, die die möglichen 
Reibungsverluste des Strukturwandels langfristig 
überkompensieren.

Es bedarf nicht mehr als der Übertragung dieser Aus­
sage vom Integrationsraum auf die W eltwirtschaft, 
um zu erkennen, wo die entscheidenden ( w i r t ­
s c h a f t s - )  p o l i t i s c h e n  Erfolge der EWG zu 
suchen sind.

Spätestens in der M itte der fünfziger Jah re vermochte 
nichts mehr über die Tatsache hinwegzutäuschen, daß 
die nach dem zweiten W eltkrieg eingeleiteten Ver­
suche einer g l o b a l e n  Re-Integration der W eltw irt­
schaft gescheitert waren. W as blieb, w ar eine Ord­
nung des W elthandels, deren räumliche Grundstruk­
tu r sich von der der liberalen W eltwirtschaft der Frei­
handelsära nicht wesentlich unterschied — nur, daß 
man deren Vorzug eingebüßt, deren Nachteil jedoch 
beibehalten hatte. Ihr Vorzug: Das w ar der auf der 
Grundlage des Freihandels betriebene substitutive 
Austausch zwischen den industriellen Kerngebieten 
mit seiner produktivitätssteigernden und dam it wachs­
tumsfördernden W irkung. Ihr Nachteil: Das war der 
Ausschluß der weltwirtschaftlichen Peripherie von die­
sem substitutiven Austausch und die ihnen abverlangte 
Beschränkung auf den komplementären Handel mit sei­
nen vergleichsweise geringen Wachstumseffekten.

Wenn diese über Jahrzehnte hinweg nahezu erstarrte 
Struktur des W elthandels gegenwärtig einem tief­
greifenden W andel unterworfen ist, so war es vor 
allem die EWG, die diesen Prozeß ausgelöst hat und 
ihm seine Dynamik verlieh. Natürlich vollzieht sich 
die Herausbildung von neuen Formen der w eltw irt­
schaftlichen A rbeitsteilung nicht frei von Störungen 
und Rückschlägen. Auch hier stellt sich die Entwicklung 
als eine „Kette von Ungleichgewichten" dar, in der 
Phasen rascher Fortschritte und Perioden des zähen 
Festhaltens an überkommenen Positionen einander 
ablösen.

Das Anschlußbegehren Großbritanniens und das ame­
rikanische Angebot der „Kennedy-Runde" markieren 
ohne Zweifel den Höhepunkt eines in seiner Dynamik 
ungewöhnlich starken Aufschwungs. Die Deutung der 
gegenwärtigen Situation erweist sich dagegen als un­
gleich schwieriger. Der Betrachter wird sie je  nach 
seiner Neigung, einen eher günstigen oder einen im 
Zweifel widrigen Verlauf der Dinge anzunehmen, als 
Periode ernstlicher Rückschläge, als Phase der Stag­
nation, als Stadium der Anpassung und Konsolidierung 
oder als Politik einer zwar nur langsamen, aber doch 
stetigen und folgerichtigen Annäherung an das ge­
setzte Ziel interpretieren. W ie die Diagnose auch immer 
ausfallen mag — „für die Neuordnung des W elthan­
dels bildet die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
Hebel und Ansatzpunkt zugleich" (H. Jürgensen). Dar­
in liegt — so scheint uns — nicht der geringste ihrer 
Erfolge.
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